
 
 
Sehr geehrter Herr Sonnleitner, 
 
vielen Dank für Ihr Schreiben vom 5. Februar dieses Jahres, in dem Sie uns auf die 
kritische Reaktion des Bauernverbandes zu unserer Stellungnahme hingewiesen haben. 
Wir sind auch weiterhin sehr daran interessiert den kritischen Diskurs in konstruktiver 
Absicht fortzusetzen. In diesem Sinne erlauben Sie uns einige Anmerkungen zu Ihrem 
Schreiben.  
 
Wir teilen ausdrücklich Ihre Auffassung, dass die Erzeugung hochwertiger Nahrungsmittel 
auch ökologische Funktionen haben kann. Selbstverständlich hat unser ehemaliges Rats-
mitglied Herr Prof. Haber damit aber nicht meinen können, dass die Nahrungsmittelpro-
duktion immer und nur positive Wirkungen auf den Naturhaushalt oder die Biodiversität 
hat. Die Umweltschäden der heutigen Produktionsweise sind zu offensichtlich.  
 
Das wichtige Ziel einer sicheren Nahrungsmittelversorgung stellt der SRU nicht in Abrede. 
Das Ziel kann aber die Direktzahlungen der EU nicht mehr rechtfertigen. Es gibt andere 
zielgerichtetere Maßnahmen gegen Versorgungsengpässe oder für den Schutz verletz-
licher Bevölkerungsgruppen (vgl. Tz. 24). Manches Förderinstrument gefährdet sogar die 
Nahrungsmittelversorgung vor allem der ärmeren und verwundbaren Teile der 
Weltbevölkerung.  
 
Das Argument, dass ein ersatzloser Wegfall der Direktzahlungen zu einer Existenz bedro-
henden Situation für viele Landwirte führen würde, haben wir in der Stellungnahme und 
auch in früheren Gutachten sorgfältig bedacht. Die Vorschläge des SRU sind daher als ein 
Angebot für ein neues Geschäftsfeld für Landwirte zu betrachten, der „Produktion öffent-
licher Güter“, die selbstverständlich auch angemessen honoriert werden sollen (vgl. Tz. 
37). In diesem Kontext brauchen wir Sie wohl nicht weiter darauf hinzuweisen, dass es 
eher unrealistisch erscheint, das jetzige Niveau der Direktzahlungen über das Jahr 2013 
hinaus retten zu können. Die Höhe des Agrarbudgets steht zur Disposition und die Anzahl 
der Anspruchsberechtigten hat sich durch die EU Erweiterung erheblich erhöht.  
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Ohne Rückkopplung an die Herstellung öffentlicher Güter werden Subventionen kaum 
dauerhaft aufrechtzuerhalten sein. 
 
Es wäre daher ein Missverständnis, dass der SRU pauschale Gegensätze zwischen 
wichtigen politischen agrarpolitischen Zielen und des Umwelt- und Naturschutzes aufbaut. 
Unsere Vorschläge zielen vielmehr auf eine bessere Balance zwischen den verschiedenen 
Zielen und auf ein ehrlich gemeintes Angebot für ein neues Geschäftsfeld.  
 
Der Flächenbedarf für eine wachsende Weltbevölkerung mit anspruchsvolleren Ernäh-
rungsgewohnheiten ist in der Tat ein ernstzunehmendes Problem. Dazu gehören auch die 
Flächenkonkurrenz für Siedlungs- und Verkehrsflächen sowie der Flächenbedarf für Mobi-
lität und Energieerzeugung. Dieses Problem auf Kosten des Naturschutzes, zum Preis des 
Verlustes wichtiger ökosystemarer Dienstleistungen oder der irreversiblen Auslöschung 
von Arten und Lebensräumen lösen zu wollen würde aber zu kurz greifen. Vielmehr wür-
den neue sehr kostenträchtige Probleme geschaffen und möglicherweise die Verwundbar-
keit unserer Agrarsysteme gegenüber dem Klimawandel erhöht. Gerne suchen wir daher 
zusammen mit Ihnen nach anderen Möglichkeiten, die sich verschärfenden Nutzungs-
konflikte anzugehen. 
 
Da sich der SRU in der vorliegenden Stellungnahme nicht mit der bestehenden Gemein-
samen Agrarpolitik beschäftigt hat, sondern mit ihrer zukünftigen Ausgestaltung, ist er auf 
den Wegfall der Anreizkomponente bei den Agrarumweltmaßnahmen nicht eingegangen. 
Der SRU unterstützt aber den Bauernverband gern in seiner Forderung, die Agrarumwelt-
maßnahmen attraktiver zu gestalten.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Christian Hey 
Generalsekretär 


